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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

die Weihnachtszeit steht vor der Tür 

und das Jahr 2018 neigt sich dem Ende 

zu. 

 

Die letzte Ausgabe des Jahres 2018 

unserer Mandanteninformation enthält 

wie gewohnt breitgefächerte aktuelle Themen aus Recht-

sprechung und Verwaltung. 

 

Bei einer arbeitgebergeförderten Krankenzusatzversicherung 

ist stets zu prüfen, ob Barlohn oder Sachlohn vorliegt. Hierzu 

berichten wir über zwei Urteile des Bundesfinanzhofes. 

 

Der Bundesfinanzhof hat auch zur Frage der Vorsteuerauftei-

lung von gemischt genutzten Gebäuden Stellung genommen.  

Gesellschafter, die es unterlassen, eine fällige Gesellschafter-

forderung aus Lieferungen und Leistungen geltend zu ma-

chen, müssen damit rechnen, dass dieses „Stehenlassen“ 

wirtschaftlich mit einem Gesellschafterdarlehen vergleichbar 

sein kann.  

 

Diese und weitere interessante Themen haben wir in unse-

rer Dezember-Ausgabe für Sie zusammengestellt. 

 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien eine schöne Vorweih-

nachtszeit, besinnliche Festtage und kommen Sie gut ins Jahr 

2019. 

 

Ihr 

 

 

 

Thomas Mäurer 

 

Editorial 
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Für alle Steuerpflichtigen 

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Prämien einer gesetzlichen 

Krankenkasse, die auf einem 

sog. Selbstbehalttarif beruhen, 

mindern die Sonderausgaben 

auf Krankenversicherungsbeiträ-

ge.  

 

 

 

 

 

 

Grund: Die Prämien reduzieren 

die Vorsorgeaufwendungen des 

Steuerpflichtigen und damit 

seine wirtschaftliche Belastung.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Demgegenüber mindern Bonus-

leistungen der Krankenkassen 

den Sonderausgabenabzug 

nicht.  
 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

Prämiengewährung durch gesetzliche Krankenkassen 

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 6.6.2018 (Aktenzeichen X R 41/17) ent-

schieden, dass Prämien einer gesetzlichen Krankenkasse die als Sonderausgaben 

abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge mindern, wenn diese auf einem Wahl-

tarif gemäß § 53 Abs. 1 SGB V beruhen. 

Hintergrund ist, dass seit April 2007 die gesetzlichen Krankenkassen die Möglich-

keit haben, ihren Versicherten sog. Wahltarife, d.h. Selbstbehalttarife in begrenz-

ter Höhe oder Kostenerstattungstarife anzubieten. Ein solcher Fall war vom Bun-

desfinanzhof steuerlich zu beurteilen. Der Stpfl. hatte einen Wahltarif mit Selbst-

behalten gewählt, auf Grund dessen er eine Prämie bis zur Höhe von 450 € je Ka-

lenderjahr erhalten konnte. Die von ihm im Gegenzug zu tragenden Selbstbehalte 

waren auf 550 € begrenzt, so dass er in dem für ihn ungünstigsten Fall eine Mehr-

belastung von 100 € zu tragen hatte. Im Streitjahr 2014 erhielt der Stpfl. eine Prä-

mie von 450 €, die er bei den von ihm geltend gemachten Krankenversicherungs-

beiträgen nicht mindernd berücksichtigte. 

Das Finanzamt sah in der Prämienzahlung eine Beitragsrückerstattung und setzte 

dementsprechend die gezahlten Krankenversicherungsbeiträge abzüglich der er-

haltenen Prämie als Sonderausgaben an. Dies bestätigte nun der Bundesfinanz-

hof. Die Prämienzahlung nach § 53 Abs. 1 SGB V ist eine Beitragsrückerstattung, 

die die Vorsorgeaufwendungen des Stpfl. mindert. Das Gericht begründet dies 

damit, dass sich die wirtschaftliche Belastung des Stpfl. reduziere. Diese sei we-

sentliche Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug. 

Die Beurteilung der Prämie entspricht damit der einer Beitragsrückerstattung ei-

ner privaten Krankenversicherung. In beiden Fällen erhält der Versicherte eine 

Zahlung von seiner Krankenkasse, da diese von ihm nicht oder in einem geringe-

ren Umfang in Anspruch genommen wurde. Dadurch werden im Ergebnis seine 

Beitragszahlungen reduziert. Im Falle der Beitragserstattungen erkauft der Versi-

cherte dies mit selbst getragenen Krankheitskosten; im vom Bundesfinanzhof ent-

schiedenen Fall ist der Preis des Versicherten das Risiko, weitere Zahlungen in 

Höhe von maximal 100 € erbringen zu müssen. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Die Prämie bei einem Selbstbehalttarif ist damit anders zu behandeln als Bo-

nusleistungen, die gesetzliche Krankenkassen ihren Mitgliedern zur Förderung gesund-

heitsbewussten Verhaltens gewähren. Diese mindern die als Sonderausgaben abziehba-

ren Krankenversicherungsbeiträge nicht. Den Unterschied sieht der Bundesfinanzhof 

darin, dass der Bonus eine Erstattung der vom Versicherten selbst getragenen gesund-

heitsbezogenen Aufwendungen ist und damit nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit 

den Beiträgen zur Erlangung des Basiskrankenversicherungsschutzes steht. Demgegen-

über beruhe die Prämie auf der Übernahme des Risikos, der Krankenkasse ggf. weitere, 

jedoch der Höhe nach begrenzte Beitragszahlungen leisten zu müssen.  

Generell ist herauszustellen, dass das Gesetz den Krankenkassen verschiedene Möglich-

keiten zum Angebot von Wahltarifen vorsieht. Jeder Tarif ist in Bezug auf die steuerlich 

abzugsfähigen Krankenversicherungskosten daraufhin zu prüfen, ob Prämien/

Bonuszahlungen der Krankenkasse im Ergebnis die Aufwendungen für den Basiskranken-

versicherungsschutz mindern oder nicht. 
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Für alle Steuerpflichtigen  

 

 

Nur Unterhaltszahlungen, die 

dem laufenden Lebensbedarf 

des Empfängers dienen, sind 

abzugsfähig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Unterhalts-Vorauszahlungen für 

folgende Monate bleiben unbe-

rücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für umsatzsteuerpflichtige Un-
ternehmer und Freiberufler  

Nur wenn der Mieter das Ge-

bäude zu umsatzsteuerpflichti-

gen Zwecken nutzt, kann die 

Vermietungsleistung selbst un-

ter Berücksichtigung von Um-

satzsteuer erfolgen.  

Abzug von Unterhaltsaufwendungen als außergewöhnliche  

Belastung 

Unterhaltsleistungen können nur insoweit als außergewöhnliche Belastungen zum 

Abzug zugelassen werden, wenn die Aufwendungen dazu bestimmt und geeignet 

sind, dem laufenden Lebensbedarf des Unterhaltsempfängers im Veranlagungs-

zeitraum der Unterhaltszahlung zu dienen. Das hat der Bundesfinanzhof mit Urteil 

vom 25.4.2018 (Aktenzeichen VI R 35/16) entschieden. Aus der Entscheidung 

folgt, dass keine veranlagungszeitraumübergreifende Zahlung und Berücksichti-

gung möglich ist. 

Der Stpfl. überwies im Dezember 2010 Unterhaltszahlungen an seinen in Brasilien 

lebenden Vater i.H.v. 3 000 €. Die Zahlung betraf sowohl den Monat Dezember 

2010 als auch die Folgemonate des Jahres 2011. In seiner Einkommensteuererklä-

rung für das Streitjahr 2010 setzte er die Zahlungen als außergewöhnliche Belas-

tungen an. Eine entsprechende Unterhaltsbescheinigung konnte vorgelegt wer-

den. Die Finanzverwaltung erkannte lediglich zeitanteilige Unterhaltszahlungen 

für den Monat Dezember 2010 an. 

Dies bestätigt nun der Bundesfinanzhof. Seine diesbezügliche Rechtsauffassung 

stützt der erkennende Senat zum einen auf den Sinn der Vorschrift, nämlich nur 

die typischen Unterhaltsaufwendungen zu berücksichtigen, durch die „laufende“ 

Bedürfnisse des Unterhaltsberechtigten befriedigt werden sollen. Daraus folge, 

dass die Berücksichtigung einer Vorauszahlung für einen dem Monat der fälligen 

Zahlung nachfolgenden Zeitraum grundsätzlich ausgeschlossen sei, denn die Be-

friedigung der „laufenden“ Bedürfnisse durch eine erst in der Zukunft liegende 

Zahlung sei in der Regel nicht möglich. Daher könne die Vorauszahlung für den 

Januar des Folgejahres nicht berücksichtigt werden. 

Weiterhin gilt, dass der Unterhaltshöchstbetrag von derzeit 9 000 € pro Jahr ent-

sprechend aufgeteilt und nur anteilig angesetzt werden kann, wenn die Voraus-

setzungen für den steuerlichen Ansatz von Unterhaltszahlungen als außerge-

wöhnliche Belastungen nur für einige Monate des Jahres vorliegen. Hat die unter-

haltene Person andere Einkünfte oder Bezüge, so vermindern sich die abzugsfähi-

gen Beträge um den Betrag, um den diese Einkünfte und Bezüge den Betrag von 

624 € im Kalenderjahr übersteigen. 

Für Unternehmer und Freiberufler 

Vorsteueraufteilung: Nutzung eines Gebäudes zu steuerfreien und 

steuerpflichtigen Zwecken 

Bei der Vermietung von Gebäuden kann auf die umsatzsteuerliche Befreiung der 

Vermietungsleistung nur verzichtet werden, wenn die Nutzung durch den Mieter 

zu umsatzsteuerpflichtigen Zwecken erfolgt. Der Verzicht auf die Steuerbefreiung 

der Vermietungsumsätze kann sehr vorteilhaft sein, weil damit auch das Recht auf 

Vorsteuerabzug eröffnet ist und damit insbesondere Vorsteuern aus den Kosten 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Das Gericht weist in der Urteilsbegründung darauf hin, dass Stpfl. es selber in 

der Hand haben, durch die Wahl des Zahlungszeitpunkts die Abziehbarkeit ihrer Unter-

haltsleistungen in voller Höhe sicherzustellen. Im Streitfall hätte der Stpfl. somit lediglich 

zwei Überweisungen vornehmen müssen, eine im Dezember 2010 für den Monat Dezem-

ber 2010 und eine im Januar 2011 für die Folgemonate im Jahr 2011. 
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Wird ein Gebäude nur teilweise 

für steuerpflichtige Umsätze 

genutzt, kann auch die Vorsteu-

er nur zum Teil in Abzug ge-

bracht werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Eine zeitlich abwechselnd steu-

erfreie und steuerpflichtige Nut-

zung ist nach dem Verhältnis der 

Nutzungszeiten aufzuteilen.  

 

 

 

 

 

 

Für bilanzierende Unternehmer  

 

 

 

 

Im Falle von Provisionen auf die 

Vermittlung von Leistungen ist 

genau zu prüfen, in welchem 

Zeitpunkt die Provision ertrags-

wirksam zu erfassen ist.  

 

 

 

 

für den Bau oder die Sanierung des Gebäudes geltend gemacht werden können. 

Wird ein Gebäude sowohl für umsatzsteuerpflichtige als auch für umsatzsteuer-

freie Umsätze (z.B. bei Wohnungen) genutzt, so kann ein Vorsteuerabzug nur an-

teilig geltend gemacht werden. Im Grundsatz gibt das Gesetz in diesen Fällen eine 

Aufteilung der Vorsteuern nach den Umsatzanteilen vor. Allerdings wurde inso-

weit gerichtlich klargestellt, dass diese Aufteilung nach den Umsatzschlüsseln nur 

dann anzuwenden ist, wenn keine andere – präzisere – wirtschaftliche Zurech-

nung möglich ist.  

Der Bundesfinanzhof hat nun mit Urteil vom 26.4.2018 (Aktenzeichen V R 23/16) 

für den Fall, dass dasselbe Gebäude abwechselnd für steuerfreie und steuerpflich-

tige Umsätze genutzt wird, entschieden, dass dann die Aufteilung nach dem Ver-

hältnis der Nutzungszeiten zu erfolgen hat. Im Streitfall ging es um die Vorsteuern 

aus der Errichtung einer Sporthalle und eines Sportplatzes durch eine insgesamt 

unternehmerisch tätige gemeinnützige private Ersatzschule. Das Gebäude und die 

Anlagen sollten lt. Bauantrag bis etwa 15:00 Uhr für schulische Zwecke genutzt 

und danach bis 22:00 Uhr für gewerbliche und außerschulische Zwecke vermietet 

werden. Eine Vorsteueraufteilung anhand des objektbezogenen Flächenschlüssels 

lehnte das Gericht für den Streitfall ab, weil dieser die getrennte Nutzung ver-

schiedener feststehender Funktionsbereiche eines Gebäudes voraussetzt. Vorlie-

gend geht es aber nicht um die gleichbleibende Nutzung verschiedener Funktions-

bereiche, sondern um die zeitlich abwechselnde Nutzung derselben Gebäudeteile 

zu steuerfreien oder steuerpflichtigen Zwecken. Entscheidend komme es bei die-

ser wirtschaftlichen Zurechnung nach Zeitanteilen auf die tatsächlichen Nutzungs-

zeiten ohne Berücksichtigung der Leerstandszeiten an. 

Bilanzierung von Provisionsvorauszahlungen 

Unternehmer erhalten vielfach für die Vermittlung von Dienstleistungen oder Wa-

ren Provisionen. So z.B. Reisebüros für die Vermittlung von Reisen. Dabei wird die 

Provision vielfach an Bedingungen geknüpft, wie z.B. die tatsächliche spätere Aus-

führung des Geschäfts. In diesen Fällen ist bei bilanzierenden Stpfl. zu prüfen, 

wann die Provision ertragswirksam zu erfassen ist, nämlich bei Vermittlung des 

Geschäfts oder erst dann, wenn das Geschäft später ausgeführt wird. Hierzu hat 

der Bundesfinanzhof nun mit Urteil vom 26.4.2018 (Aktenzeichen III R 5/16) ent-

schieden, dass 

– der Provisionsanspruch des Handelsvertreters, solange er noch unter der auf-

schiebenden Bedingung der Ausführung des Geschäfts steht, nicht zu aktivieren 

ist. Provisionsvorschüsse sind beim Empfänger als „erhaltene Anzahlungen“ zu 

passivieren. 

– Aufwendungen, die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit den Provisionsvor-

schüssen stehen, sind nicht als „unfertige Leistung“ zu aktivieren, wenn kein Wirt-

schaftsgut entstanden ist. 

Streitig war im entschiedenen Fall, wann Provisionen aus der Vermittlung von 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Die umsatzsteuerliche Behandlung von Vermietungsumsätzen ist komplex und 

sollte stets unter Hinzuziehung steuerlichen Rats sorgfältig geprüft werden. Bei der Neu-

errichtung eines Gebäudes ist eine Prüfung bereits in der Planungs-/Bauphase erforder-

lich. In dieser Phase ist eine Prognose der zukünftigen Nutzung anzustellen. 
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In einem Streitfall buchte der 

Steuerpflichtige eine erhaltene 

Provisionszahlung auf „passive 

Rechnungsabgrenzung“. Im Zeit-

punkt der Ausführung des Ge-

schäfts buchte er auf ein Erlös-

konto um.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Diese Vorgehensweise bestätig-

te der Bundesfinanzhof, weil in 

diesem Fall die Provision unter 

der aufschiebenden Bedingung 

der Leistungsausführung stand.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betriebsausgaben, die mit der 

Provisionsleistung im Zusam-

menhang stehen, sind demge-

genüber sofort abzugsfähig.  

Reisen zu vereinnahmen und ob Aufwendungen eines Reisebüros, die im Zusam-

menhang mit der Vermittlung von erst im Folgejahr angetretenen Reisen angefal-

len sind, zu aktivieren sind. In dem Agenturvertrag zwischen der Y-GmbH und dem 

Reisebüro war geregelt, dass der Stpfl. für „alle zur Ausführung gelangten Bu-

chungsgeschäfte“ eine Provision von grds. 10 % des jeweiligen Reisepreises er-

hielt. Im Falle der Nichtausführung der gebuchten Reise entfiel der Anspruch auf 

Provision, wenn die Nichtausführung nicht von der GmbH zu vertreten war. 

Der Stpfl. buchte die von der Y-GmbH erhaltenen Provisionen zunächst auf dem 

Konto „passive Rechnungsabgrenzung“. Sie wurden zum Reisedatum des Kunden 

auf das Erlöskonto umgebucht. 

Nach einer Außenprüfung folgte das Finanzamt zwar der Ansicht des Stpfl., wo-

nach die gezahlten Provisionen für die erst im Folgejahr angetretenen Reisen pas-

siv abzugrenzen seien. Das Finanzamt war aber der Auffassung, dass die Betriebs-

ausgaben, die mit diesen Provisionen im Zusammenhang standen, als unfertige 

Leistungen zu aktivieren seien. Es begründete diese Ansicht damit, dass sämtliche 

Leistungen des Stpfl. hinsichtlich der Vermittlung oder des Verkaufs der Reise be-

reits im Zeitpunkt der Buchung erbracht worden seien, so dass auch die damit 

zusammenhängenden Aufwendungen bereits entstanden seien. Um diese –

 ebenso wie den Ertrag aus den Aufwendungen – periodengerecht zuzuordnen, 

seien die Aufwendungen ebenfalls aktiv abzugrenzen, soweit die Gewinnrealisati-

on erst im Folgejahr eingetreten sei. 

Der Bundesfínanzhof bestätigte dagegen die Ansicht des Stpfl. und begründete 

dies im Kern wie folgt: 

– Wird der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt, gilt das handels-

rechtliche Realisationsprinzip, demzufolge Gewinne nur dann zu berücksichtigen 

sind, wenn sie am Abschlussstichtag schon realisiert waren. Diese Voraussetzung 

liegt vor, wenn eine Forderung entweder rechtlich bereits entstanden ist oder die 

für die Entstehung wesentlichen wirtschaftlichen Ursachen im abgelaufenen Ge-

schäftsjahr gesetzt worden sind und der Kaufmann mit der künftigen Entstehung 

der Forderung fest rechnen kann. Nicht erforderlich ist hingegen, dass die Forde-

rung am Bilanzstichtag fällig ist. 

– Der Zeitpunkt, zu dem ein Anspruch auf die hier vorliegende Vermittlungsprovi-

sion realisiert ist, hängt von den Vertragsgestaltungen im Einzelfall ab. Steht dem 

Unternehmer hiernach ein prinzipiell nicht entziehbarer Provisionsanspruch für 

seine Leistung zu, ist der Gewinn realisiert. 

– Vorliegend standen die Provisionen unter der aufschiebenden Bedingung der 

Ausführung der Reise und waren mithin stornobehaftet. Es liegen insoweit Provi-

sionsvorschüsse im Rahmen eines schwebenden Geschäfts vor. Zwar hatte der 

Stpfl. zu dem Zeitpunkt, zu dem er die Provisionsvorschüsse erhielt, seine Leis-

tungspflichten hinsichtlich der zugrundeliegenden Vermittlungsgeschäfte erfüllt. 

Die Entstehung des Provisionsanspruchs knüpft aber an die Vollendung des Leis-

tungserfolgs durch Ausführung der Reise an. Diese war im Zeitpunkt der Zahlung 

der Provisionsvorschüsse noch nicht eingetreten. Daher ist es gerechtfertigt, auch 

hier von Vorleistungen in Gestalt von Provisionsvorschüssen zu sprechen. 

– Soweit die Zahlungen daher als Provisionsvorschüsse zu werten sind, fehlt es an 

einer Gewinnrealisierung, denn erst durch die Ausführung der Reise 

(Bedingungseintritt) wird der Gewinn durch die Entstehung des Provisionsan-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 
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Für alle Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer  

 

 

 

Sachbezüge bleiben steuer- und 

sozialversicherungsfrei, wenn 

sie 44 Euro pro Monat nicht 

übersteigen.  

 

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Vom Arbeitgeber geförderte 

Zusatzkrankenversicherungen 

sind Sachlohn, wenn der Arbeit-

nehmer ausschließlich Anspruch 

auf Versicherungsschutz und 

nicht auf Geldleistung hat. Die 

44 €-Freigrenze ist in dem Fall 

anwendbar.  

 

 

 

 

 

 

 

spruchs realisiert. Solange der Provisionsanspruch noch der aufschiebenden Be-

dingung unterliegt, kann er nicht aktiviert werden. Die Provisionsvorschüsse sind 

als „erhaltene Anzahlungen“ zu passivieren. Darin kommt die Verpflichtung zum 

Ausdruck, die Beträge bei Nichtausführung der Reise zurückzahlen zu müssen. 

– Soweit bezüglich der erhaltenen Provisionen noch keine Gewinnrealisierung 

eingetreten ist, sind die damit im Zusammenhang stehenden Aufwendungen nicht 

als „unfertige Leistungen“ zu aktivieren. Es liegen mangels Vorliegens eines Wirt-

schaftsguts keine „unfertigen Leistungen“ vor. Insoweit fehlt es an einem objektiv 

werthaltigen (greifbaren) Vermögenswert. Vielmehr liegen insoweit sofort ab-

zugsfähige Betriebsausgaben vor. 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

Arbeitgebergeförderte Zusatzkrankenversicherung 

Im Grundsatz unterliegt sowohl Barlohn als auch Sachlohn der Lohnsteuer und 

der Sozialversicherung. Allerdings besteht die Besonderheit, dass Sachbezüge bis 

zu 44 € pro Monat steuer- und sozialversicherungsfrei sind. Insofern handelt es 

sich um eine Freigrenze, so dass bereits ein geringfügiges Überschreiten dieses 

Grenzwerts dazu führt, dass der gesamte Betrag der Lohnsteuer und Sozialversi-

cherung unterliegt. Jedenfalls bietet diese Freigrenze Gestaltungsmöglichkeiten, 

um den Arbeitnehmern Lohnbestandteile in Form von Sachlohn abgabenfrei zu-

kommen zu lassen. Im Einzelnen sind dabei verschiedene Voraussetzungen zu 

beachten.  

Zunächst ist in diesen Fällen stets zu prüfen, ob Barlohn oder aber Sachlohn vor-

liegt. Für die Abgrenzung ist der auf Grundlage der arbeitsvertraglichen Vereinba-

rungen zu ermittelnde Rechtsgrund des Zuflusses entscheidend. Dies verdeutli-

chen die beiden vom Bundesfinanzhof aktuell entschiedenen Urteile zu arbeitge-

bergeförderten Zusatzkrankenversicherungen. In den Urteilen vom 7.6.2018 

(Aktenzeichen VI R 13/16) und vom 4.7.2018 (Aktenzeichen VI R 16/17) kommt 

das Gericht zu dem Ergebnis, dass die Gewährung von Krankenversicherungs-

schutz in Höhe der Arbeitgeberbeiträge  

– Sachlohn darstellt, wenn der Arbeitnehmer auf Grund des Arbeitsvertrags aus-

schließlich Versicherungsschutz, nicht aber eine Geldzahlung verlangen kann; 

– demgegenüber wendet der Arbeitgeber Geld und keine Sache zu, wenn er einen 

Zuschuss unter der Bedingung zahlt, dass der Arbeitnehmer mit einem vom ihm 

benannten Unternehmen einen Versicherungsvertrag schließt. 

Die Urteilsfälle lagen wie folgt: 

– Im Fall VI R 13/16 schloss der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer für die Mit-

arbeiter des Unternehmens bei zwei Versicherungen (Gruppen-)

Zusatzkrankenversicherungen für Vorsorgeuntersuchungen, stationäre Zusatzleis-

tungen sowie Zahnersatz ab. Die für den Versicherungsschutz des Stpfl. vom Ar-

beitgeber gezahlten monatlichen Beträge blieben unter der 44 €-Freigrenze. Der 

Bundesfinanzhof bestätigte das Vorliegen von Sachlohn. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Dieses Urteil hat weitreichende Bedeutung für die Frage der Realisierung von 

Provisionen, da diese vielfach an den Eintritt bestimmter Ereignisse geknüpft sind. Stets 

ist die im Einzelfall getroffene Vereinbarung zu würdigen. 
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Vereinbart der Arbeitgeber mit 

dem Arbeitnehmer  die Zahlung 

von monatlichen Zuschüssen zu 

Versicherungsbeiträgen, die der 

Mitarbeiter direkt  an die Versi-

cherung leistet, handelt es sich 

um Barlohn. Die 44 €-Freigrenze 

gilt in diesem Falle nicht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Inanspruchnahme der 44 €-

Freigrenze schränkt das Potenti-

al weiterer Sachbezüge ein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für alle Kapitalanleger  

 

 

 

 

 

 

Streitfall: 

Der Steuerpflichtige verkauft 

Aktien an die Sparkasse zu ei-

nem Preis, der den Transakti-

onskosten des Kreditinstituts 

entspricht. 

Der daraus entstandene Verlust 

wurde vom Finanzamt nicht 

anerkannt.  

– In der Sache VI R 16/17 informierte der Arbeitgeber in einem 

„Mitarbeiteraushang“ ihre Arbeitnehmer darüber, ihnen zukünftig eine Zusatz-

krankenversicherung über eine private Krankenversicherungsgesellschaft anbie-

ten zu können. Mitarbeiter nahmen das Angebot an und schlossen unmittelbar 

mit der Versicherungsgesellschaft private Zusatzkrankenversicherungsverträge ab. 

Die Versicherungsbeiträge wurden von den Mitarbeitern direkt an die Versiche-

rungsgesellschaft überwiesen. Hierfür erhielten sie monatliche Zuschüsse von der 

Stpfl. auf ihr Gehaltskonto ausgezahlt, die regelmäßig unter der 44 €-Freigrenze 

blieben. Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs handelt es sich um Barlohn. Ein 

Sachbezug liege nur vor, wenn auch ein arbeitsrechtliches Versprechen erfüllt 

wird, das auf Gewährung von Sachlohn gerichtet ist. Der Arbeitgeber hatte in die-

sem Fall aber letztlich nur den Kontakt zu dem Versicherungsunternehmen ver-

mittelt und bei Vertragsschluss einen Geldzuschuss versprochen. Damit hatte sie 

ihren Arbeitnehmern – anders als im erstgenannten Fall – keinen Versicherungs-

schutz zugesagt. 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

Verlustrealisierung bei Veräußerung wertloser Aktien 

Der Bundesfinanzhof hat nun mit Urteil vom 12.6.2018 (Aktenzeichen 

VIII R 32/16) zur Veräußerung wertloser bzw. fast wertloser Aktien klargestellt: 

– Unter Geltung der Abgeltungsteuer ist eine steuerlich relevante Veräußerung 

von Wertpapieren weder von der Höhe der Gegenleistung noch von der Höhe der 

anfallenden Veräußerungskosten abhängig und 

– es steht grundsätzlich im Belieben des Stpfl., ob, wann und mit welchem Ertrag 

er Wertpapiere erwirbt und wieder veräußert; dadurch macht der Stpfl. lediglich 

von gesetzlich vorgesehenen Gestaltungsmöglichkeiten Gebrauch, missbraucht 

diese aber nicht. 

Damit weist das Gericht klar die anderslautende Ansicht der Finanzverwaltung 

zurück. 

Im Streitfall hatte der Stpfl. in den Jahren 2009 und 2010 Aktien zum Preis von 

5 759,78 € erworben und diese im Jahr 2013 zu einem Gesamtverkaufspreis von 

14 € an eine Sparkasse wieder veräußert, die Transaktionskosten in gleicher Höhe 

einbehielt. In seiner Einkommensteuererklärung 2013 machte der Stpfl. den Ver-

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Der Bundesfinanzhof weist in seiner Pressemitteilung zu diesen Urteilen auf 

die Konsequenzen dieser Differenzierung in der Praxis hin. Und zwar ergibt sich aus dieser 

differenzierenden Betrachtung eine Gestaltungsfreiheit für den Arbeitgeber, welcher 

einer Abwägung im Einzelfall bedarf: 

– Entscheidet sich der Arbeitgeber dafür, seinen Arbeitnehmern – wie im erstgenannten 

Fall – unmittelbar Versicherungsschutz zu gewähren, liegt zwar einerseits begünstigter 

Sachlohn vor, andererseits ist das Potenzial für weitere Sachbezüge angesichts der mo-

natlichen Freigrenze von höchstens 44 € erheblich eingeschränkt. Denn jegliche Über-

schreitung der Freigrenze führt zum vollständigen Entfallen der Steuerfreiheit. 

– Diesem Risiko kann der Arbeitgeber dadurch begegnen, dass er seinen Arbeitnehmern – 

wie im zweitgenannten Fall geschehen – lediglich einen (von vornherein steuerpflichti-

gen) Zuschuss unter der Bedingung zahlt, dass diese eine eigene private Zusatzkranken-

versicherung abschließen. In diesem Fall unterliegt der Zuschuss der Lohnsteuer und der 

Sozialversicherung. Wenn der Arbeitgeber die insoweit anfallende Lohnsteuer über-

nimmt, stellt dies allerdings wiederum einen zu versteuernden Lohn dar. 
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Bundesfinanzhof: 

Der Verlust ist anzuerkennen, da 

diesem eine steuerlich relevante 

Veräußerung zugrunde liegt. Das 

gilt unabhängig von der Höhe 

der Gegenleistung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schon zuvor entschied das Fi-

nanzgericht München in einem 

ähnlichen Fall für den Steuer-

pflichtigen, der wertlose Aktien 

an einen Dritten für 10 Euro 

verkaufte und im Gegenzug 

ebenso wertlose Aktien von 

dieser Person erwarb. 

 

Entscheidend sei der Rechtsträ-

gerwechsel, so das Finanzge-

richt.  

 

 

 

 

 

 

 

lust in Höhe von 5 759,78 € bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend und 

stellte u.a. den Antrag auf Überprüfung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer auf 

die Kapitaleinkünfte. Das Finanzamt berücksichtigte die Verluste nicht. Es wurde 

die Auffassung vertreten, es liege keine Veräußerung vor, weil der Veräußerungs-

preis die Transaktionskosten nicht übersteige. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte aber nun die Ansicht des Stpfl. Der Verlust aus der 

Aktientransaktion ist steuerlich zu berücksichtigen. Jede entgeltliche Übertragung 

des – zumindest wirtschaftlichen – Eigentums auf einen Dritten ist eine steuerlich 

relevante Veräußerung. Weitere Tatbestandsmerkmale nennt das Gesetz nicht. 

Die Erfüllung des Tatbestands der Veräußerung ist entgegen der Sichtweise der 

Finanzverwaltung weder von der Höhe der Gegenleistung noch von der Höhe der 

anfallenden Veräußerungskosten abhängig. Auch einen Missbrauch von Gestal-

tungsmöglichkeiten verneinte das Gericht. Der Stpfl. verfolgte das Ziel, sich von 

den nahezu wertlosen Wertpapieren durch Übertragung auf einen Dritten zu tren-

nen. Dieses Ziel war (sinnvoll) nicht anders als durch eine Veräußerung zu errei-

chen. Er hat nicht gegen eine vom Gesetzgeber vorgegebene Wertung verstoßen, 

sondern lediglich von einer ihm durch das Gesetz eingeräumten Möglichkeit Ge-

brauch gemacht. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Handlungsempfehlung: In vergleichbaren Fällen sollte die Berücksichtigung des Verlusts 

geltend gemacht werden bzw. durch eine Veräußerung der Wertpapiere der Verlust reali-

siert werden.  

Nach wie vor offen ist, ob die Ausbuchung der Wertpapiere aus dem Depot wegen Wert-

losigkeit als Veräußerung gilt und damit der Verlust steuerlich geltend gemacht werden 

kann. Vorsichtshalber sollte also eine Veräußerung – wenn auch zu einem sehr geringen 

Preis – erfolgen. 

Hinweis: Ähnlich entschied auch das Finanzgericht München mit Urteil vom 17.7.2017 

(Aktenzeichen 7 K 1888/16). Im dort entschiedenen Streitfall erwarb der Stpfl. im Juli 

2011 Aktien der X (1 000 Stück), die in der Folgezeit erheblich an Wert verloren. Die X war 

an der kanadischen Börse zugelassen und betrieb Baumplantagen in China. Nach Betrugs-

vorwürfen gegen die Gesellschaft war ihr das Listing entzogen worden. Sie geriet in Kon-

kurs. Die Gesellschaft wurde mit Sammelklagen geschädigter Investoren überzogen. Im 

Februar 2013 veräußerte der Stpfl. diese Aktien mit schriftlichem Vertrag zu einem Preis 

von insgesamt 10 € (0,01 € pro Stück) an Frau Y (Käuferin), die dem Stpfl. zuvor nicht nä-

her bekannt war. Im Gegenzug erwarb er von der Käuferin ebenfalls wertlos gewordene 

Aktien. Die X-Aktien wurden im März 2013 aus dem Depot des Stpfl. entnommen und in 

das Depot der Käuferin übertragen. Kosten hierfür fielen nicht an. Die Bank behandelte 

diesen Übertrag wie eine Veräußerung. In seiner Einkommensteuer-Erklärung für das 

Streitjahr 2013 machte der Stpfl. einen Verlust aus der Veräußerung der X-Aktien geltend, 

den das Finanzamt aber nicht anerkannte.  

Das Finanzgericht erkannte dagegen den Veräußerungsverlust an. Eine entgeltliche An-

teilsübertragung liege auch dann vor, wenn wertlose Anteile ohne Gegenleistung zwi-

schen fremden Dritten übertragen würden, sofern tatsächlich (zivilrechtlich und wirt-

schaftlich) ein Rechtsträgerwechsel stattfinde. Das Gericht führte ausdrücklich aus, dass 

die anderslautenden Äußerungen der Finanzverwaltung zur Einschränkung der Anerken-

nung von Veräußerungsverlusten, bei denen der Veräußerungspreis die tatsächlichen 

Transaktionskosten nicht übersteigt, weder dem Wortlaut noch dem Sinn und Zweck der 

Norm entspricht und deshalb hierfür keine Rechtfertigung besteht. 
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Für alle Kapitalanleger  

 

 

 

 

Streitfall: 

Der Steuerpflichtige hatte aus 

einem Alt-Versicherungsvertrag 

(Abschluss bis 31.12.2004) mo-

natliche Renteneinnahmen. Auf 

diese begehrte er die Anwen-

dung der Abgeltungsteuer.  

 

 

 

 

 

 

 

Finanzgericht Baden-

Württemberg: 

Da es sich um eine Alt-

Rentenversicherung mit Kapital-

wahlrecht handelt, seien die 

Rentenbezüge vollständig steu-

erfrei.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Monatliche Rente aus einem Altvertrag 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat eine sehr interessante Entscheidung 

zur Besteuerung einer Privatrente aus einem Altvertrag getroffen, welche in etli-

chen vergleichbaren Fällen genutzt werden könnte. Der Stpfl. erhielt seit dem 

Streitjahr 2010 eine Rente aus einer privaten Versicherung. Den Versicherungs-

vertrag hatte er 1998 abgeschlossen. Ausweislich des Versicherungsscheins han-

delte es sich dabei um eine aufgeschobene lebenslänglich zahlbare Rente gegen 

laufende Beitragszahlung mit abgekürzter Beitragszahlungsdauer. Der Stpfl. leiste-

te daraufhin bis zum 31.7.2003 (Ablauf der Beitragszahlung) fünf jährliche Beiträ-

ge. Als Rentenzahlungsbeginn war der 1.8.2010 mit einer garantierten monatli-

chen Grundrente zzgl. einer monatlichen Mindestüberschussrente vereinbart. 

Zudem war vereinbart, dass der Stpfl. anstatt der monatlichen Rentenzahlung 

auch eine einmalige Ablaufleistung verlangen konnte. Die fünf Jahresraten wirk-

ten sich in den jeweiligen Jahren steuerlich nicht aus, da die berücksichtigungsfä-

higen Sonderausgaben vollständig ausgeschöpft wurden. 2010 entschied sich der 

Stpfl. für die monatliche Rentenzahlung. Das Finanzamt berücksichtigte die Rente 

im Einkommensteuerbescheid 2010 mit einem Ertragsanteil von 27 % als sonstige 

Einkünfte. Hiergegen wandte sich der Stpfl. und machte geltend, dass es sich inso-

weit um Kapitaleinkünfte handele, die der Abgeltungsteuer unterliegen würden. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat nun mit Urteil vom 17.10.2017 

(Aktenzeichen 5 K 1605/16) entschieden, dass die Rentenbezüge vollständig steu-

erfrei sind. Bei dem Versicherungsvertrag des Stpfl. handelt es sich um eine Ren-

tenversicherung mit Kapitalwahlrecht gegen laufende Beitragsleistung, da das 

Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von zwölf Jahren ausgeübt werden konnte und 

somit um eine begünstigte Versicherung im Sinne der bis zum 31.12.2004 gelten-

den gesetzlichen Regelung, die weiter anzuwenden ist auf alle bis dahin abge-

schlossenen Verträge. Zwar leistete der Stpfl. nur Beiträge von fünf Jahresraten. 

Allerdings soll es nach Verwaltungsauffassung nicht zu beanstanden sein, wenn 

die Dauer der Beitragsleistung kürzer ist als die Vertragsdauer. Die laufende Bei-

tragsleistung darf jedoch wirtschaftlich nicht einem Einmalbeitrag gleichkommen. 

Fraglich und in der Rechtsprechung bislang nicht geklärt ist jedoch, ob und inwie-

weit die Altvorschrift, welche die Steuerfreiheit vorsieht, auch anzuwenden ist, 

wenn der Versicherungsnehmer bei einem begünstigten Versicherungsvertrag 

nicht von dem Kapitalwahlrecht Gebrauch macht, sondern – wie im Streitfall – 

eine monatliche Rente bezieht. Dies bejaht nun das Finanzgericht. Bei der Art und 

Weise der Auszahlung als Einmalbetrag oder als monatliche Rentenzahlung han-

delt es sich lediglich um eine Auszahlungsmodalität, die die Steuerfreistellung 

unberührt lässt.  

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Gegen dieses Urteil ist nun vor dem Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen 

VIII R 4/18 die Revision anhängig, so dass die Rechtsfrage noch nicht endgültig geklärt ist. 

In vergleichbaren Fällen sollten die Rentenzahlungen in der Steuererklärung mit Hinweis 

auf dieses Urteil als steuerfrei behandelt werden und ggf. gegen einen anderslautenden 

Bescheid mit Hinweis auf das anhängige Verfahren Einspruch eingelegt werden. 

Steht dagegen die Auszahlung einer solchen Alt-Kapitallebensversicherung an, so muss 

gesehen werden, dass bei der Wahl einer Kapitalabfindung diese sicher steuerfrei ist, bei 

der Wahl einer Rentenzahlung die steuerlichen Folgen aber noch nicht endgültig geklärt 

sind.  
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Für Kapitalgesellschaften und 
ihre Gesellschafter  

 

 

 

 

 

Gewinnanteile und Veräuße-

rungsgewinne von einer Toch-

terkapitalgesellschaft sind für 

die Mutterkapitalgesellschaft im 

Grundsatz steuerfrei. Ebenso 

können Aufwendungen aus An-

teilen nicht abgezogen werden.  

 

 

Auch Gewinnminderungen aus 

Gesellschafterdarlehen unterlie-

gen dem Abzugsverbot.  

 

 

 

 

 

Bundesfinanzhof: 

Das gilt auch für Gesellschafter-

forderungen aus Lieferungen 

und Leistungen, wenn diese 

zunächst nicht geltend gemacht 

und später abgeschrieben wer-

den.  

 

 

 

 

 

Für Kapitalgesellschaften und 
ihre Gesellschafter  

 

 

 

 

 

 

 

Für Kapitalgesellschaften 

„Stehenlassen“ einer Gesellschafterforderung 

Mit seinem Beschluss v. 15.5.2018 (Aktenzeichen I B 114/17) hat der Bundesfi-

nanzhof zur Frage der Gewinnwirksamkeit von Teilwertabschreibungen auf Ge-

sellschafterforderungen entschieden, dass das Unterlassen der Geltendmachung 

(„Stehenlassen“) einer fälligen Gesellschafterforderung aus Lieferungen und Leis-

tungen mit einem Gesellschafterdarlehen wirtschaftlich vergleichbar sein kann. 

Unter Kapitalgesellschaften besagt eine Grundsatzregelung, dass eine Doppelbe-

lastung von Kapitalerträgen innerhalb der Körperschaftsteuer zu vermeiden ist. 

Inhaltlich bleiben dabei zunächst laufende Erträge aus Beteiligungen bei der Er-

mittlung des Einkommens der empfangenden Kapitalgesellschaft außer Betracht. 

Darüber hinaus sind auch einmalige Erträge (insbes. Veräußerungsgewinne, die 

bei der veräußernden Muttergesellschaft anfallen) steuerfrei. 

Zugleich lässt das Körperschaftsteuerrecht sämtliche Gewinnminderungen aus 

Anteilen nicht zum Abzug zu, und zwar unabhängig von Grund und Höhe der Ent-

stehung der Substanzverluste. Weiterhin werden auch Gewinnminderungen u.a. 

aus Darlehen nicht zum Abzug zugelassen; hier sollen Gesellschafterdarlehen und 

Gesellschaftersicherheiten für eine Darlehensfinanzierung erfasst werden. 

Das Abzugsverbot wird erweitert schließlich auf solche Rechtshandlungen, die 

einer Darlehensgewährung wirtschaftlich vergleichbar sind. Dies können z.B. For-

derungen aus Lieferungen und Leistungen oder Mietforderungen sein, die dazu 

dienen, den Schuldner wie durch eine Darlehenshingabe zu finanzieren. 

Im Streitfall hatte die klagende Mutter-GmbH ihre polnische Tochtergesellschaft 

mit Waren beliefert. Da die Tochter mit Verlusten arbeitete, beglich sie die aus 

den Lieferungen resultierenden Forderungen nur zum Teil, verbliebene Zahlungs-

forderungen wurden in einem Darlehensvertrag gebündelt, wobei die Mutter-

GmbH in 2008 den danach als Darlehensforderung erfassten Betrag steuermin-

dernd abschrieb. Weder die Finanzverwaltung noch der Bundesfinanzhof haben 

diese Teilwertabschreibung anerkannt, weil die Überlassung von Liquidität durch 

das Unterlassen der Geltendmachung („Stehenlassen“) einer fälligen Forderung 

des Gesellschafters aus Lieferungen und Leistungen mit der Überlassung von Li-

quidität in Form eines Gesellschafterdarlehens wirtschaftlich vergleichbar sein 

könne. Die Vergleichbarkeit sei in jedem Fall dann gegeben, wenn die Forderun-

gen der Mutter-GmbH bis zu ihrer zivilrechtlichen Verjährung nicht eingezogen 

worden seien. 

Teilwert einer verdeckten Einlage in Form eines Forderungsver-

zichts 

Das Körperschaftsteuerrecht regelt nicht nur, dass der körperschaftsteuerpflichti-

ge Gewinn einer GmbH nicht durch offene oder verdeckte Gewinnausschüttungen 

gemindert werden kann, sondern auch, dass – im gegenläufigen Fall – verdeckte 

Einlagen das Einkommen nicht erhöhen können. Eine verdeckte Einlage liegt nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs vor, wenn ein Gesellschafter 

oder eine ihm nahestehende Person der Gesellschaft einen einlagefähigen Vermö-

gensvorteil zuwendet, ohne dass der Gesellschafter hierfür neue Gesellschaftsan-

teile erhält – und wenn diese Zuwendung ihre Ursache im Gesellschaftsverhältnis 

hat. 

► Zurück zur Inhaltsübersicht 
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Streitfall: 

Ein Gesellschafter verzichtete 

auf eine Forderung gegenüber 

seiner Kapitalgesellschaft. Der 

Gewinn hieraus wurde bei der 

Gesellschaft außerbilanziell wie-

der gekürzt.  

 

 

Finanzgericht München: 

Soweit die Forderung werthaltig 

ist, ist der Gewinn in Höhe des 

Teilwerts zu neutralisieren. Ist 

sie nicht werthaltig, bleibt es bei 

der Gewinnerhöhung.  

 

 

 

 

 

 

Ist das Eigenkapital (einschl. 

stiller Reserven) positiv, ent-

spricht der Teilwert des Darle-

hens seinem Nennwert und ist 

somit voll werthaltig, so das 

Finanzgericht.  

 

Vor diesem Hintergrund ist das Urteil des Finanzgerichts München vom 9.4.2018 

(Aktenzeichen 7 K 729/17) zu sehen, in dem es um den Forderungsverzicht eines 

Gesellschafters gegenüber seiner Gesellschaft ging. Das Gericht hatte zunächst 

bestätigt, dass der hieraus entstehende Gewinn bei der Gesellschaft durch den 

außerbilanziellen Abzug einer verdeckten Einlage in Höhe des Teilwerts der Forde-

rung zu neutralisieren ist, wenn der Verzicht durch das Gesellschaftsverhältnis 

veranlasst war. 

Soweit allerdings die Forderung im Zeitpunkt des Verzichts nicht (mehr) werthal-

tig ist, soll es bei der durch den Wegfall der Verbindlichkeit ausgelösten Gewinn-

erhöhung bleiben (so auch der Große Senat des Bundesfinanzhofs v. 9.6.1997, 

Aktenzeichen GrS 1/94). Der Große Senat hat für die Ermittlung des Teilwerts der 

erlassenen Forderung auf den Wert abgestellt, den der Betriebsinhaber für den 

Erwerb der Forderung oder die Herbeiführung des Verzichts hätte aufwenden 

müssen. Der Teilwert einer Darlehensforderung ist im Wege der Schätzung auf 

Grund der am Bilanzstichtag gegebenen objektiven Verhältnisse zu ermitteln und 

wird durch die Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit des Schuldners und durch 

ihre Verzinslichkeit beeinflusst. 

Zur Ermittlung des Teilwerts einer gegen eine Kapitalgesellschaft gerichteten For-

derung des Gesellschafters ist vom Eigenkapital laut Bilanz vor Erlass der Darle-

hensforderung auszugehen und dieses um die vorhandenen stillen Reserven zu 

erhöhen. Ist das auf diese Weise ermittelte Eigenkapital positiv, entspricht der 

Teilwert der Darlehensforderung ihrem Nennwert, da sie in voller Höhe durch 

entsprechendes Gesellschaftsvermögen abgedeckt ist. Bei positivem Eigenkapital 

könne regelmäßig von einer „wirtschaftlich gesunden Kapitalgesellschaft“ und 

damit ganz allgemein von einer ausreichenden Bonität ausgegangen werden, da 

die Verbindlichkeiten der Gesellschaft durch entsprechendes Vermögen gedeckt 

seien. 

In eigener Sache 

Standort Gießen 

Wir begrüßen recht herzlich Frau Michaela Simon. Frau Simon verstärkt ab 1. Ja-

nuar 2019 unser Front- und Back-Office. Wir wünschen ihr einen guten Start und 

freuen uns auf die Zusammenarbeit.  

► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Hinweis: Diese recht schematische rein bilanzielle Prüfung hat den wesentlichen Vor-

teil, dass sie einfach durchzuführen ist, so dass in der Praxis auf dieser Basis leicht abge-

schätzt werden kann, ob der Teilwert der Gesellschafterforderung gemindert und somit in 

der Folge ein Forderungsverzicht durch den Gesellschafter überhaupt in Erwägung zu 

ziehen ist. 
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Termine für Steuerzahlungen 

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach bestem 

Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Die Informationen in 

diesem Rundschreiben sind als alleinige Handlungsgrundlage nicht geeignet und kön-

nen eine konkrete Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine 

verbindliche Beratung  bei Bedarf direkt mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das 

Abonnement dieses Rundschreibens entsteht kein Mandatsverhältnis. 

 
 
Westprüfung Emde GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
engagiert ∙ kompetent ∙ persönlich 
 
 
Bremen 
Linzer Straße 9a 
28359 Bremen 
T 0421 696 88-0 
bremen@wpe-partner.de 
 
Gießen 
Südanlage 5 
35390 Gießen 
T 0641 98 44 57-0 
giessen@wpe-partner.de 
 
Kiel 
Bollhörnkai 1 
24103 Kiel 
T 0431 982 658-0 
kiel@wpe-partner.de 
 
Stade 
Schiffertorstr. 1 
21682 Stade 
T 04141 9916-0   
stade@wpe-partner.de 
 
 
A member of   
 
A world-wide network of independent 
professional accounting firms and  
business advisers. 
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► Zurück zur Inhaltsübersicht 

Dezember 2018 
   

Steuerart Fälligkeit 

 

Schonfrist  
bei Überwei-
sung 1 
 

Einreichungs-
frist  
bei Scheckzah-
lung 

    
 Lohnsteuer (mit KiSt und SolZ) 2, 3 

 Einkommensteuer (mit KiSt und 
SolZ)  

 Körperschaftsteuer (mit SolZ) 

 Umsatzsteuer 2, 4 

10.12.  
(Montag) 

13.12.  
(Donnerstag) 

7.12.  
(Freitag) 

     
1 bei Überweisung innerhalb der Schonfrist entsteht kein Säumniszuschlag (1 Prozent der 

Steuer für jeden angefangenen Monat); maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde 

2 Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fällig-
keitstag abgegeben werden, da sonst Verspätungszuschläge entstehen können 

3 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat 

4 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat oder bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat 

Januar 2019 
   

Steuerart Fälligkeit 

 

Schonfrist  
bei Überwei-
sung 1 
 

Einreichungs-
frist  
bei Scheckzah-
lung 

    
 Lohnsteuer (mit KiSt und SolZ) 2, 3 

 Umsatzsteuer 2, 4 

10.1.  
(Donnerstag) 

14.1.  
(Montag 

7.1.  
(Montag) 

     
1 bei Überweisung innerhalb der Schonfrist entsteht kein Säumniszuschlag (1 Prozent der 

Steuer für jeden angefangenen Monat); maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde 

2 Lohnsteuer-Anmeldungen und Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fällig-
keitstag abgegeben werden, da sonst Verspätungszuschläge entstehen können 

3 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat; Vierteljahreszahler: für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr 

4 Monatszahler: für den abgelaufenen Monat oder bei Dauerfristverlängerung für den 
vorletzten Monat;  
Vierteljahreszahler ohne Dauerfristverlängerung: für das vorangegangene Kalendervier-
teljahr 


